
Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-

Württemberg 2017/2018 (BVAnpGBW 2017/2018) 

 

Vorblatt 

 

A. Zielsetzung 

 

Mit diesem Gesetz soll eine Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in den 

Jahren 2017 und 2018 erfolgen. Zudem soll die Regelung über die besondere Ein-

gangsbesoldung zum 1. Januar 2018 vollständig entfallen. 

 

B. Wesentlicher Inhalt 

 

Die Anpassung soll im Jahr 2017 linear 1,8 Prozent, mindestens 75 Euro monatlich 

abzüglich des Verminderungsbetrages nach § 17 des Landesbesoldungsgesetzes 

Baden-Württemberg (LBesGBW), und im Jahr 2018 linear weitere 2,675 Prozent 

betragen. Die Anwärtergrundbeträge sollen im Jahr 2017 um 35 Euro und im Jahr 

2018 um weitere 35 Euro erhöht werden. Es wird zudem die Gelegenheit ergriffen, 

notwendige Änderungen bei den versorgungsrechtlichen Regelungen zu Pflegezu-

schlägen (§§ 67, 95 Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg) vor-

zunehmen. 

 

C. Alternativen 

 

Verschiedene hinsichtlich Zeitpunkt und Prozentsatz der Besoldungs- und Versor-

gungsanpassung. Die vorgesehenen Regelungen entsprechen der Vereinbarung 

der Landesregierung vom 17. März 2017 mit dem BBW - Beamtenbund Tarifunion 

sowie dem Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e.V.  

 

D. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

 

Die Mehrausgaben für Besoldung und Versorgung gegenüber dem Jahr 2016 be-

tragen beim Land im Jahr 2017 rund 169,4 Millionen Euro, im Jahr 2018 rund 495,0 

Millionen Euro und ab dem Jahr 2019 rund 630,7 Millionen Euro. Die Mehrkosten 

im kommunalen Bereich betragen rund 26,3 Millionen Euro im Jahr 2017, rund 76,7 

Millionen Euro im Jahr 2018 und ab dem Jahr 2019 rund 97,8 Millionen Euro. 



Durch die Abschaffung der abgesenkten Eingangsbesoldung entstehen ab 2018 

zusätzlich jährliche Mehrausgaben von rund 57,8 Millionen Euro beim Land sowie 

nicht näher bezifferbare Mehrkosten im kommunalen Bereich. 

 

E. Kosten für Private 

 

Keine. 



Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-

Württemberg 2017/2018 (BVAnpGBW 2017/2018) 

 

Vom………………… 

 

Artikel 1 

Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-

Württemberg 2017/2018  

 

§ 1 

Geltungsbereich  

 

(1) Dieses Gesetz gilt für  

 

1. die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemeindever-

bände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,  

 

2. die Richterinnen und Richter des Landes,  

 

3. die Empfängerinnen und Empfänger von Amtsbezügen des Landes und 

 

4. die Auszubildenden in öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnissen. 

 

Ausgenommen sind die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und die ehrenamtli-

chen Richterinnen und Richter des Landes. 

 

(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Empfängerinnen und Empfänger von Versor-

gungsbezügen aus dem in Absatz 1 genannten Personenkreis sowie für Anspruchs-

berechtigte auf Alters- und Hinterbliebenengeld. 

 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und 

ihre Verbände. 

 



 

§ 2 

Besoldungsanpassung 2017 

 

(1) Es erhöhen sich  

 

1. um 1,8 Prozent 

 

a) die Grundgehaltssätze, 

 

b) die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5 des Landesbesol-

dungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW) an den regelmäßigen 

Besoldungsanpassungen teilnehmen, 

 

c) der Familienzuschlag einschließlich des Anrechnungsbetrages, 

 

d) die Amtszulagen sowie die Strukturzulage, 

 

e) die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung, 

 

2. um 35 Euro die Anwärtergrundbeträge. 

 

Die Grundgehaltssätze werden mindestens um einen Prozentsatz erhöht, der einem 

Erhöhungsbetrag von 75 Euro entspricht, jedoch um 0,2 Prozentpunkte vermindert 

ist. 

 

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für 

 

1. die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zuschüsse zum Grundgehalt sowie 

festgesetzte Zuschüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besol-

dungsgruppen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

 

2. die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bundesbesoldungsgesetz in der 

Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3435, 3474) in 

 



 

a) Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grund-

gehalt, 

 

b) Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage, 

 

3. die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Regelungen über künftig weg-

fallende Ämter. 

 

Für die Grundgehaltssätze in Nummer 1 gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

 

(3) Der Erhöhungssatz nach Absatz 1 Nummer 1 ist nach § 17 LBesGBW um 0,2 

Prozent vermindert. 

 

(4) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und die Anwärterin-

nen und Anwärter zum 1. März 2017, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 

1. Mai 2017 und für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Juni 2017. Abweichend 

von Satz 1 erfolgt die Erhöhung für die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung ein-

heitlich zum 1. März 2017. 

 

§ 3 

Besoldungsanpassung 2018 

 

(1) Es erhöhen sich  

 

1. um 2,675 Prozent 

 

a) die Grundgehaltssätze, 

 

b) die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5 LBesGBW an den re-

gelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen, 

 

c) der Familienzuschlag einschließlich des Anrechnungsbetrages, 

 

d) die Amtszulagen sowie die Strukturzulage, 



 

 

e) die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung, 

 

2. um 35 Euro die Anwärtergrundbeträge. 

 

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für 

 

1. die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zuschüsse zum Grundgehalt sowie 

festgesetzte Zuschüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besol-

dungsgruppen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

 

2. die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bundesbesoldungsgesetz in der 

Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3435, 3474) in 

 

a) Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse zum Grund-

gehalt, 

 

b) Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage, 

 

3. die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Regelungen über künftig weg-

fallende Ämter. 

 

(3) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und die Anwärterin-

nen und Anwärter zum 1. März 2018, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 

1. Mai 2018 und für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Juni 2018. Abweichend 

von Satz 1 erfolgt die Erhöhung für die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung ein-

heitlich zum 1. März 2018. 

 

§ 4 

Versorgungsanpassung 2017 

 

(1) Für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung 

nach § 2 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile entsprechend, sofern diese 



 

Grundlage der Versorgung sind; die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 werden ent-

sprechend den Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 erhöht. 

 

(2) Die Erhöhung nach § 2 gilt weiterhin entsprechend für 

 

1.  andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teilnahme an den regelmä-

ßigen Besoldungsanpassungen nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, 

und 

 

2. Grundvergütungen. 

 

(3) § 19 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Ba-

den-Württemberg (LBeamtVGBW) findet bei den Erhöhungen nach Absatz 1 und 2 

entsprechende Anwendung. 

 

(4) Absatz 3 gilt weder für Empfängerinnen und Empfänger von Übergangsgeld nach 

§ 64 LBeamtVGBW noch für die Empfängerinnen und Empfänger eines Unterhalts-

beitrags durch Gnadenerweis oder Disziplinarentscheidung, welcher sich in einem 

Prozentsatz der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in Satz 1 genann-

ten Fällen werden die der Berechnung zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge um den Faktor 0,96 angepasst. 

 

(5) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern, deren Versor-

gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 des Bundesbe-

soldungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung oder ein 

Grundgehalt nach Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 des LBesGBW zugrunde liegt, 

vermindert sich das Grundgehalt ab 1. März 2017 um 58,91 Euro, wenn ihren ruhe-

gehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemerkung 27 Absatz 1 

Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesol-

dungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung oder eine Struk-

turzulage nach § 46 LBesGBW bei Beginn des Ruhestandes nicht zugrunde gelegen 

hat. 

 



 

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 

LBeamtVGBW. 

 

§ 5 

Versorgungsanpassung 2018 

 

(1) Für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung 

nach § 3 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile entsprechend, sofern diese 

Grundlage der Versorgung sind; die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 werden ent-

sprechend den Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 erhöht. 

 

(2) Die Erhöhung nach § 3 gilt weiterhin entsprechend für 

 

1. andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teilnahme an den regelmäßi-

gen Besoldungsanpassungen nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, 

und 

 

2. Grundvergütungen. 

 

(3) § 19 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 3 LBeamtVGBW findet bei den Erhöhungen nach 

Absatz 1 und 2 entsprechende Anwendung. 

 

(4) Absatz 3 gilt weder für Empfängerinnen und Empfänger von Übergangsgeld nach 

§ 64 LBeamtVGBW noch für die Empfängerinnen und Empfänger eines Unterhalts-

beitrags durch Gnadenerweis oder Disziplinarentscheidung, welcher sich in einem 

Prozentsatz der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in Satz 1 genann-

ten Fällen werden die der Berechnung zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge um den Faktor 0,96 angepasst. 

 

(5) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern, deren Versor-

gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 des Bundesbe-

soldungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung oder ein 

Grundgehalt nach Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 des LBesGBW zugrunde liegt, 

vermindert sich das Grundgehalt ab 1. März 2018 um 60,49 Euro, wenn ihren ruhe-



 

gehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemerkung 27 Absatz 1 

Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesol-

dungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung oder eine Struk-

turzulage nach § 46 LBesGBW bei Beginn des Ruhestandes nicht zugrunde gelegen 

hat. 

 

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 

LBeamtVGBW. 

 

§ 6 

Anpassung des Alters- und Hinterbliebenengeldes 2017/2018 

 

Für das Alters- und Hinterbliebenengeld sind § 4 Absatz 1 bis 3 sowie § 5 Absatz 1 

bis 3 sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 7 

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung 2017 

 

(1) Der Prozentsatz der Erhöhung der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge im 

Sinne von § 13 Absatz 2 Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt 1,7 

Prozent; § 2 Absatz 4 Satz 1 findet entsprechende Anwendung. 

 

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

 

§ 8 

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung 2018 

 

(1) Der Prozentsatz der Erhöhung der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge im 

Sinne von § 13 Absatz 2 Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt 

2,575 Prozent; § 3 Absatz 3 Satz 1 findet entsprechende Anwendung. 

 

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

 

Artikel 2 



 

Aufhebung der Regelung über die besondere Eingangsbesoldung und sonstige  

Änderungen des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 

 

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. November 2010 (GBl. S. 

793, 826), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom …(GBl. S. …, …) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 23 wird aufgehoben. 

 

2. Die Anlagen 6 bis 13 und 15 werden durch die in Anlage 1 zu diesem Gesetz 

enthaltenen neuen Anlagen 6 bis 13 und 15 ersetzt. 

 

Artikel 3 

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg 

 

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg vom 30. November 2010 

(GBl. S. 994), die zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom ... (GBl. S. ..., ...) geän-

dert worden ist, wird wie folgt geändert:  

 

1. In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie in § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 wird je-

weils die Angabe „3,29 Euro“ durch die Angabe „3,35 Euro“ ersetzt. 

 

2. In § 13 wird die Angabe „1,58 Euro“ durch die Angabe „1,61 Euro“ ersetzt. 

 

Artikel 4 

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg 

 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. November 2010 

(GBl. S. 793, 911), das zuletzt durch Artikel 18 der 9. Anpassungsverordnung vom 

23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 101) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 67 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 



 

 

„Der Pflegezuschlag beträgt für jeden Monat der Zeit der Pflege 2,44 

Euro.“ 

 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „die Hälfte der in Absatz 2 genann-

ten Beträge, höchstens jedoch“ gestrichen. 

 

2. § 95 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Der Pflegezuschlag beträgt für jeden Monat der Zeit der Pflege 2,44  

Euro.“ 

 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „die Hälfte der in Absatz 2 genann-

ten Beträge, höchstens jedoch“ gestrichen. 

 

Artikel 5 

Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg in 

2017 

 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. November 2010 

(GBl. S. 793, 911), das zuletzt durch Artikel 4 dieses Gesetzes geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

 

1. § 66 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „92,69 Euro“ durch die Angabe „94,36 

Euro“ ersetzt. 

 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „0,87 Euro“ durch die Angabe „0,89  

Euro“ ersetzt. 



 

 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „0,64 Euro“ durch die Angabe „0,65 

Euro“ ersetzt. 

 

c) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „2,58 Euro“ durch die Angabe „2,63  

Euro“ ersetzt. 

 

2. § 67 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „2,44 Euro“ durch die Angabe „2,48 Euro“ er-

setzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „0,87 Euro“ durch die Angabe „0,89 

Euro“ ersetzt. 

 

3. § 95 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „2,44 Euro“ durch die Angabe „2,48 Euro“ er-

setzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „0,87 Euro“ durch die Angabe „0,89  

Euro“ ersetzt. 

 

Artikel 6 

Weitere Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 

 

Die Anlagen 6 bis 13 und 15 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 

vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch Artikel 2 dieses Geset-

zes geändert worden ist, werden durch die in Anlage 2 zu diesem Gesetz enthalte-

nen neuen Anlagen 6 bis 13 und 15 ersetzt. 

 

Artikel 7 

Weitere Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg 

 



 

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg vom 30. November 2010 

(GBl. S. 994), die zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 

wie folgt geändert: 

 

1. In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie in § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 wird je-

weils die Angabe „3,35 Euro“ durch die Angabe „3,44 Euro“ ersetzt. 

 

2. In § 13 wird die Angabe „1,61 Euro“ durch die Angabe „1,65 Euro“ ersetzt. 

 

Artikel 8 

Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg in 

2018 

 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. November 2010 

(GBl. S. 793, 911), das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

 

1. § 66 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „94,36 Euro“ durch die Angabe „96,88 

Euro“ ersetzt. 

 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „0,89 Euro“ durch die Angabe „0,91 

Euro“ ersetzt. 

 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „0,65 Euro“ durch die Angabe „0,67 

Euro“ ersetzt. 

 

c) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „2,63 Euro“ durch die Angabe „2,70 

Euro“ ersetzt. 

 

2. § 67 wird wie folgt geändert: 



 

 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „2,48 Euro“ durch die Angabe „2,55 Euro“ er-

setzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „0,89 Euro“ durch die Angabe „0,91 

Euro“ ersetzt. 

 

3. § 95 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „2,48 Euro“ durch die Angabe „2,55 Euro“ er-

setzt. 

 

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „0,89 Euro“ durch die Angabe „0,91  

Euro“ ersetzt. 

 

Artikel 9  

Berechnungsvorschriften  

 

Bei der Berechnung der Erhöhungen sind sich ergebende Bruchteile eines Cents un-

ter 0,5 abzurunden und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. 

 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2017 in Kraft, soweit in den Absätzen 

2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Artikel 2 Nummer 1 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 

 

(3) Artikel 4 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

(4) Artikel 6 bis 8 treten am 1. März 2018 in Kraft. 

 

Stuttgart, den 



 

 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

 



Anlage 1
(zu Artikel 2)

�Anlage 6

(zu § 28)

 

Besol-
dungs- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
gruppe 
A  5 2.165,81 2.236,22 2.290,93 2.345,61 2.400,34 2.455,02 2.509,75 2.564,45 2.619,17 2.673,87
A  6 2.212,04 2.272,10 2.332,17 2.392,24 2.452,28 2.512,36 2.572,44 2.632,49 2.692,54 2.752,58
A  7 2.299,82 2.353,82 2.429,40 2.505,00 2.580,55 2.656,13 2.731,75 2.785,69 2.839,69 2.893,69
A  8 2.430,53 2.495,08 2.591,96 2.688,79 2.785,64 2.882,54 2.947,10 3.011,66 3.076,26 3.140,80
A  9 2.575,51 2.639,06 2.742,43 2.845,79 2.949,16 3.052,52 3.123,60 3.194,68 3.265,73 3.336,81
A  10 2.758,53 2.846,84 2.979,26 3.111,71 3.244,17 3.376,63 3.466,47 3.556,79 3.647,12 3.737,43
A  11 3.147,17 3.282,90 3.419,09 3.557,92 3.696,76 3.789,34 3.883,16 3.977,61 4.072,04 4.166,44
A  12 3.533,38 3.698,89 3.865,38 4.034,20 4.146,77 4.259,32 4.371,90 4.484,47 4.597,04
A  13 4.136,91 4.319,23 4.501,55 4.623,11 4.744,65 4.866,22 4.987,80 5.109,33
A  14 4.396,19 4.632,63 4.869,06 5.026,68 5.184,32 5.341,92 5.499,56 5.657,20
A  15 5.087,73 5.347,66 5.555,63 5.763,57 5.971,56 6.179,51 6.387,49
A  16 5.612,22 5.912,86 6.153,41 6.393,94 6.634,43 6.874,95 7.115,46

Gültig ab 1. März 2017 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9, ab 1. Mai 2017 für die Besoldungsgruppen A 10
und A 11 sowie ab 1. Juni 2017 für die übrigen Besoldungsgruppen

Landesbesoldungsordnung A

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

S t u f e

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus



Anlage 7
(zu § 28)

Besoldungs-
gruppe

B 1 6.387,49
B 2 7.419,76
B 3 7.856,78
B 4 8.314,48
B 5 8.839,61
B 6 9.335,50
B 7 9.817,88
B 8 10.320,61
B 9 10.944,85
B 10 12.883,39
B 11 13.383,00

(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Juni 2017

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze



Anlage 8
(zu § 35)

Besol-
dungs- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
gruppe
R 1 4.228,49 4.324,48 4.572,10 4.819,69 5.067,28 5.314,91 5.562,53 5.810,11 6.057,73 6.305,34 6.552,94
R 2 5.164,81 5.412,38 5.660,02 5.907,62 6.155,23 6.402,85 6.650,40 6.898,03 7.145,61

R 3 7.856,78
R 4 8.314,48
R 5 8.839,61
R 6 9.335,50
R 7 9.817,88
R 8 10.320,61  

Gültig ab 1. Juni 2017

S t u f e

Landesbesoldungsordnung R

Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 9
(zu § 37)

Besoldungs-
gruppe

W 1 W 2 W 3

4.781,14 6.020,53 6.834,44

Gültig ab 1. Juni 2017

Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)



Gültig ab 1. Juni 2017 Anlage 10
(zu § 99)

 

Besoldungs-
gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
C 1 3.534,79 3.653,98 3.773,14 3.893,79 4.015,37 4.136,91 4.258,45 4.380,00 4.501,55 4.623,11 4.744,65 4.866,22 4.987,80 5.109,33
C 2 3.542,21 3.732,14 3.924,16 4.117,88 4.311,59 4.505,30 4.699,04 4.892,74 5.086,45 5.280,17 5.473,88 5.667,58 5.861,31 6.055,03 6.248,75
C 3 3.887,73 4.107,08 4.326,42 4.545,79 4.765,12 4.984,47 5.203,78 5.423,14 5.642,47 5.861,84 6.081,17 6.300,50 6.519,85 6.739,18 6.958,53
C 4 4.920,38 5.140,86 5.361,35 5.581,85 5.802,38 6.022,86 6.243,35 6.463,80 6.684,31 6.904,79 7.125,32 7.345,78 7.566,26 7.786,76 8.007,26

Landesbesoldungsordnung C kw

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

S t u f e



Anlage 11
(zu § 79)

Grundbetrag

A 5 bis A 8 1.157,89
A 9 bis A 11 1.213,78
A 12 1.358,53
A 13 1.391,46

1.427,62

Gültig ab 1. März 2017

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage



Gültig ab 1. März 2017 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und 
die Anwärter, ab 1. Mai 2017 für die Besoldungsgruppen A 10 (zu § 40 und § 41)

und A 11 und ab 1. Juni 2017 für die übrigen Besoldungsgruppen

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 139,31

für das erste und zweite Kind jeweils 121,81

für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 367,76

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 63,63

Familienzuschlag

(Monatsbeträge in Euro)

Anlage 12

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags



Gültig ab 1. März 2017 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9, Anlage 13
ab 1. Mai 2017 für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 (zu §§ 43 bis 46 sowie zu den Fußnoten der Landesbesoldungsordnungen)
und ab 1. Juni 2017 für die übrigen Besoldungsgruppen

Betrag in Euro,
Prozentsatz 

§ 44 228,28
§ 45 Absatz 1 345,25

Absatz 2 172,63
§ 46 a) Beamte des mittleren Dienstes

aa) in den Bes.Gr. A 5 bis A 8 21,07
bb) in den Bes.Gr. A 9 bis A 11 82,42
b) Beamte des gehobenen Dienstes nach § 24 Nr. 2 und 3 91,57
c) Beamte des höheren Dienstes in der Bes.Gr. A 13 und der Bes.Gr. C 1 kw 91,57

Landesbesoldungsordnung A

Besoldungsgruppe Fußnote

A 5 1 und 4 72,55
3 39,34

A 6 1 39,34
A 7 3 50 Prozent des 

jeweiligen Unter-
schiedsbetrags 
zum Grundgehalt 
der Bes.Gr. A 8

A 8 2 137,40
A 9 1 und 4 292,95

5 137,40
A 10 1 107,12
A 11 3 204,09
A 12 2 170,16
A 13 4 115,08

5 204,09
9 und 10 297,68

A 14 1 und 3 204,09
A 15 1 204,09

6 136,07
7 340,09
8 345,25

Landesbesoldungsordnung R

Besoldungsgruppe Fußnote

R 1 1 225,66
2 bis 5 345,25

R 2 1 225,66
4 bis 10 345,25

R 3 1 und 5 345,25

Landesbesoldungsordnungen A, B, C und W

Künftig wegfallende Ämter (kw)
Besoldungsgruppe Fußnote

A 5 (kw) 2 39,34
A 9 (kw) 1 292,95
A 11 (kw) 4 204,09
A 13 (kw) 4 204,09

6 115,08
A 14 (kw) 2 und 4 204,09

3 300,04
A 15 (kw) 1 136,07

2 426,95
3 532,74
4 204,09

B 3 (kw) 1 272,08

Rechtsgrundlage
Landesbesoldungsgesetz, Landesbesoldungsordnungen

Amtszulagen und Strukturzulage

(Monatsbeträge)
- in der gesetzlichen Reihenfolge -



Gültig ab 1. März 2017 Anlage 15
(zu § 65)

Mehrarbeitsvergütung

(Stundensätze in Euro)

Mehrarbeit außerhalb des Schuldienstes

Besoldungsgruppen

A 5 bis A 8 14,52
A 9 bis A 12 19,94
A 13 bis A 16 27,49

Mehrarbeit im Schuldienst

Beamte des gehobenen Dienstes, deren Eingangsamt unterhalb der Besoldungsgruppe A 12 liegt 18,55
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 12 22,97
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 13 27,28
Beamte des höheren Dienstes 31,88



Anlage 2
(zu Artikel 6)

�Anlage 6

(zu § 28)

 

Besol-
dungs- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12
gruppe 
A  5 2.223,75 2.296,04 2.352,21 2.408,36 2.464,55 2.520,69 2.576,89 2.633,05 2.689,23 2.745,40
A  6 2.271,21 2.332,88 2.394,56 2.456,23 2.517,88 2.579,57 2.641,25 2.702,91 2.764,57 2.826,21
A  7 2.361,34 2.416,78 2.494,39 2.572,01 2.649,58 2.727,18 2.804,82 2.860,21 2.915,65 2.971,10
A  8 2.495,55 2.561,82 2.661,29 2.760,72 2.860,16 2.959,65 3.025,93 3.092,22 3.158,55 3.224,82
A  9 2.644,40 2.709,65 2.815,79 2.921,91 3.028,05 3.134,17 3.207,16 3.280,14 3.353,09 3.426,07
A  10 2.832,32 2.922,99 3.058,96 3.194,95 3.330,95 3.466,95 3.559,20 3.651,93 3.744,68 3.837,41
A  11 3.231,36 3.370,72 3.510,55 3.653,09 3.795,65 3.890,70 3.987,03 4.084,01 4.180,97 4.277,89
A  12 3.627,90 3.797,84 3.968,78 4.142,11 4.257,70 4.373,26 4.488,85 4.604,43 4.720,01
A  13 4.247,57 4.434,77 4.621,97 4.746,78 4.871,57 4.996,39 5.121,22 5.246,00
A  14 4.513,79 4.756,55 4.999,31 5.161,14 5.323,00 5.484,82 5.646,67 5.808,53
A  15 5.223,83 5.490,71 5.704,24 5.917,75 6.131,30 6.344,81 6.558,36
A  16 5.762,35 6.071,03 6.318,01 6.564,98 6.811,90 7.058,85 7.305,80

Gültig ab 1. März 2018 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9, ab 1. Mai 2018 für die Besoldungsgruppen A 10
und A 11 sowie ab 1. Juni 2018 für die übrigen Besoldungsgruppen

Landesbesoldungsordnung A

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

S t u f e

2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus



Anlage 7
(zu § 28)

Besoldungs-
gruppe

B 1 6.558,36
B 2 7.618,24
B 3 8.066,95
B 4 8.536,89
B 5 9.076,07
B 6 9.585,22
B 7 10.080,51
B 8 10.596,69
B 9 11.237,62
B 10 13.228,02
B 11 13.741,00

(Monatsbeträge in Euro)

Gültig ab 1. Juni 2018

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze



Anlage 8
(zu § 35)

Besol-
dungs- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
gruppe
R 1 4.341,60 4.440,16 4.694,40 4.948,62 5.202,83 5.457,08 5.711,33 5.965,53 6.219,77 6.474,01 6.728,23
R 2 5.302,97 5.557,16 5.811,43 6.065,65 6.319,88 6.574,13 6.828,30 7.082,55 7.336,76

R 3 8.066,95
R 4 8.536,89
R 5 9.076,07
R 6 9.585,22
R 7 10.080,51
R 8 10.596,69  

Gültig ab 1. Juni 2018

S t u f e

Landesbesoldungsordnung R

Grundgehaltssätze

(Monatsbeträge in Euro)



Anlage 9
(zu § 37)

Besoldungs-
gruppe

W 1 W 2 W 3

4.909,04 6.181,58 7.017,26

Gültig ab 1. Juni 2018

Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)



Gültig ab 1. Juni 2018 Anlage 10
(zu § 99)

 

Besoldungs-
gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
C 1 3.629,35 3.751,72 3.874,07 3.997,95 4.122,78 4.247,57 4.372,36 4.497,17 4.621,97 4.746,78 4.871,57 4.996,39 5.121,22 5.246,00
C 2 3.636,96 3.831,97 4.029,13 4.228,03 4.426,93 4.625,82 4.824,74 5.023,62 5.222,51 5.421,41 5.620,31 5.819,19 6.018,10 6.217,00 6.415,90
C 3 3.991,73 4.216,94 4.442,15 4.667,39 4.892,59 5.117,80 5.342,98 5.568,21 5.793,41 6.018,64 6.243,84 6.469,04 6.694,26 6.919,45 7.144,67
C 4 5.052,00 5.278,38 5.504,77 5.731,16 5.957,59 6.183,97 6.410,36 6.636,71 6.863,12 7.089,49 7.315,92 7.542,28 7.768,66 7.995,06 8.221,45

Landesbesoldungsordnung C kw

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

S t u f e



Anlage 11
(zu § 79)

Grundbetrag

A 5 bis A 8 1.192,89
A 9 bis A 11 1.248,78
A 12 1.393,53
A 13 1.426,46

1.462,62

Gültig ab 1. März 2018

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage



Gültig ab 1. März 2018 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und 
die Anwärter, ab 1. Mai 2018 für die Besoldungsgruppen A 10 (zu § 40 und § 41)

und A 11 und ab 1. Juni 2018 für die übrigen Besoldungsgruppen

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 143,04

für das erste und zweite Kind jeweils 125,07

für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 377,60

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 65,33

Familienzuschlag

(Monatsbeträge in Euro)

Anlage 12

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags



Gültig ab 1. März 2018 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9, Anlage 13
ab 1. Mai 2018 für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 (zu §§ 43 bis 46 sowie zu den Fußnoten der Landesbesoldungsordnungen)
und ab 1. Juni 2018 für die übrigen Besoldungsgruppen

Betrag in Euro,
Prozentsatz 

§ 44 234,39
§ 45 Absatz 1 354,49

Absatz 2 177,25
§ 46 a) Beamte des mittleren Dienstes

aa) in den Bes.Gr. A 5 bis A 8 21,63
bb) in den Bes.Gr. A 9 bis A 11 84,62
b) Beamte des gehobenen Dienstes nach § 24 Nr. 2 und 3 94,02
c) Beamte des höheren Dienstes in der Bes.Gr. A 13 und der Bes.Gr. C 1 kw 94,02

Landesbesoldungsordnung A

Besoldungsgruppe Fußnote

A 5 1 und 4 74,49
3 40,39

A 6 1 40,39
A 7 3 50 Prozent des 

jeweiligen Unter-
schiedsbetrags 
zum Grundgehalt 
der Bes.Gr. A 8

A 8 2 141,08
A 9 1 und 4 300,79

5 141,08
A 10 1 109,99
A 11 3 209,55
A 12 2 174,71
A 13 4 118,16

5 209,55
9 und 10 305,64

A 14 1 und 3 209,55
A 15 1 209,55

6 139,71
7 349,19
8 354,49

Landesbesoldungsordnung R

Besoldungsgruppe Fußnote

R 1 1 231,70
2 bis 5 354,49

R 2 1 231,70
4 bis 10 354,49

R 3 1 und 5 354,49

Landesbesoldungsordnungen A, B, C und W

Künftig wegfallende Ämter (kw)
Besoldungsgruppe Fußnote

A 5 (kw) 2 40,39
A 9 (kw) 1 300,79
A 11 (kw) 4 209,55
A 13 (kw) 4 209,55

6 118,16
A 14 (kw) 2 und 4 209,55

3 308,07
A 15 (kw) 1 139,71

2 438,37
3 546,99
4 209,55

B 3 (kw) 1 279,36

Rechtsgrundlage
Landesbesoldungsgesetz, Landesbesoldungsordnungen

Amtszulagen und Strukturzulage

(Monatsbeträge)
- in der gesetzlichen Reihenfolge -



Gültig ab 1. März 2018 Anlage 15
(zu § 65)

Mehrarbeitsvergütung

(Stundensätze in Euro)

Mehrarbeit außerhalb des Schuldienstes

Besoldungsgruppen

A 5 bis A 8 14,91
A 9 bis A 12 20,47
A 13 bis A 16 28,23

Mehrarbeit im Schuldienst

Beamte des gehobenen Dienstes, deren Eingangsamt unterhalb der Besoldungsgruppe A 12 liegt 19,05
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 12 23,58
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 13 28,01
Beamte des höheren Dienstes 32,73



 

 

Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

1. Zielsetzung 

 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Ergebnis der Verhandlungen der Tarif-

vertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder vom 17. 

Februar 2017 inhaltsgleich auf die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Rich-

ter, Versorgungsempfängerinnen und -empfänger sowie Empfängerinnen und Emp-

fänger von Alters- und Hinterbliebenengeld übertragen werden. Gemäß § 17 Absatz 

2 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW) erfolgt die in-

haltsgleiche Übertragung in der Zeit bis zum 31. Dezember 2017 unter Abzug von 

0,2 Prozentpunkten. Die Übertragung soll sowohl im Jahr 2017 als auch im Jahr 

2018 gegenüber den tarifvertraglich vereinbarten Anpassungszeitpunkten zeitlich 

verschoben erfolgen. Zudem soll die besondere Eingangsbesoldung nach § 23 

LBesGBW zum 1. Januar 2018 vollständig entfallen. Durch den Gesetzentwurf soll 

die am 17. März 2017 getroffene Vereinbarung der Landesregierung mit dem BBW - 

Beamtenbund Tarifunion und dem Verein der Richter und Staatsanwälte Baden-

Württemberg e.V. zur Übertragung der Tarifergebnisse für die Jahre 2017 und 2018 

auf die Besoldung und Versorgung umgesetzt werden. 

 

2. Wesentlicher Inhalt 

 

Nach § 16 LBesGBW und § 11 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-

Württemberg (LBeamtVGBW) sind die Bezüge der Beamtinnen und Beamten, Rich-

terinnen und Richter, Versorgungsempfängerinnen und -empfänger sowie der An-

spruchsberechtigten auf Alters- und Hinterbliebenengeld regelmäßig an die Entwick-

lung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse anzupassen.  

 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge sind zuletzt durch das Gesetz über die Anpas-

sung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2015/2016 vom 

21. Juli 2015 (GBl. S. 663) angepasst worden.  

 



 

 

Die Tarifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder 

haben am 17. Februar 2017 eine Anpassung der Entgelte zum 1. Januar 2017 um li-

near 2,0 Prozent, mindestens um monatlich 75 Euro für Tabellenentgelte bis 3.200 

Euro, vereinbart. Zum 1. Januar 2018 erfolgt eine Anpassung der Entgelte um linear 

weitere 2,35 Prozent. Zudem wurde im Tarifbereich die Einführung einer neuen Stufe 

6 in den Entgelttabellen für die Entgeltgruppe 9 bis 15 und KR 9a bis KR 11a in zwei 

Schritten zum 1. Januar 2018 und zum 1. Oktober 2018 vereinbart. Die monatlichen 

Ausbildungsentgelte sowie die Tarifentgelte der Praktikantinnen und Praktikanten 

werden ab dem 1. Januar 2017 um einen Festbetrag in Höhe von 35 Euro sowie ab 

dem 1. Januar 2018 um einen weiteren Festbetrag in Höhe von 35 Euro erhöht. 

 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Tarifergebnis inhaltsgleich und zeitlich 

verschoben auf die Besoldung und Versorgung übertragen werden. Bei der Anpas-

sung im Jahr 2017 erfolgt eine Verminderung der linearen Steigerung und des Min-

destbetrags um jeweils 0,2 Prozentpunkte gemäß § 17 Absatz 2 LBesGBW. 

 

Die Besoldung und Versorgung soll im Jahr 2017 linear um 1,8 Prozent, jedoch min-

destens um 75 Euro monatlich abzüglich des Verminderungsbetrages nach 

§ 17 LBesGBW erhöht werden. Eine Beschränkung des Mindestbetrages auf Grund-

gehälter bis 3 200 Euro erfolgt abweichend vom Tarifergebnis nicht, so dass sich der 

Mindestbetrag bei allen Grundgehältern unterhalb von 3 750 Euro auswirkt. Die An-

wärtergrundbeträge sollen um 35 Euro erhöht werden. Die Erhöhung soll für die Be-

soldungsgruppen bis A 9 und die Anwärterinnen und Anwärter zum 1. März 2017, für 

die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Mai 2017 sowie für die übrigen Besol-

dungsgruppen zum 1. Juni 2017 erfolgen. 

 

Die Besoldung und Versorgung soll im Jahr 2018 linear um weitere 2,675 Prozent 

erhöht werden. Dieser lineare Steigerungssatz setzt sich aus der tarifvertraglich ver-

einbarten linearen Anpassung um 2,35 Prozent zuzüglich weiterer 0,325 Prozent-

punkte zusammen. Die Anpassung um weitere 0,325 Prozentpunkte erfolgt im Hin-

blick auf die im Tarifbereich vereinbarte Einführung einer neuen Stufe 6, die auch im 

Bereich der Besoldung und Versorgung eine Entsprechung finden soll. Die Anwär-

tergrundbeträge sollen um weitere 35 Euro erhöht werden. Die Erhöhung soll für die 

Besoldungsgruppen bis A 9 und die Anwärterinnen und Anwärter mit Wirkung vom 



 

 

1. März 2018, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Mai 2018 sowie für 

die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Juni 2018 erfolgen. Die besondere Ein-

gangsbesoldung soll zum 1. Januar 2018 vollumfänglich entfallen. Der Gesetzentwurf 

sieht dementsprechend die Aufhebung des § 23 LBesGBW zum 1. Januar 2018 vor. 

 

Es wird zudem die Gelegenheit ergriffen, notwendige Änderungen bei den versor-

gungsrechtlichen Regelungen zu Pflegezuschlägen (§§ 67, 95 LBeamtVGBW) vor-

zunehmen. 

 

3. Verfassungsrechtliche Ausführungen 

3.1 Allgemein 

 

Der Gesetzgeber hat bei der Besoldung und Versorgung einen weiten Gestaltungs-

spielraum. Er ist nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht verpflichtet, Ta-

rifabschlüsse spiegelbildlich auf den Beamtenbereich zu übertragen. Zudem besteht 

keine Verpflichtung, die Bezüge aller Besoldungs- und Versorgungsempfängerinnen 

und -empfänger in identischem Umfang anzupassen. Bei der Entscheidung über die 

Modalitäten der Übertragung von Tarifergebnissen auf den Bereich der Beamtinnen 

und Beamten sowie der Richterinnen und Richter darf der Gesetzgeber auch die Fi-

nanzlage der öffentlichen Haushalte ergänzend mit berücksichtigen. 

 

Mit Blick auf das finanzpolitische Ziel der Einhaltung der grundgesetzlichen Schul-

denbremse und der hierfür erforderlichen stufenweise Rückführung des Defizits des 

Landeshaushaltes auf null ist eine Haushaltskonsolidierung unumgänglich. Mit einem 

Anteil von rund 40 Prozent bilden die Personalausgaben nach wie vor den größten 

Ausgabenblock des Landes und sollen daher von Einsparmaßnahmen nicht ausge-

nommen werden. Vor dem Hintergrund der bei einer zeit- und inhaltsgleichen Über-

tragung des Tarifergebnisses entstehenden, hohen zusätzlichen Mehrbelastungen 

des Landeshaushaltes soll daher das Tarifergebnis zwar inhaltsgleich, jedoch mode-

rat zeitlich verschoben auf die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter 

sowie Versorgungsempfängerinnen und -empfänger übertragen werden. Hierdurch 

wird jeweils in den Jahren, in welchen die Verschiebung erfolgt, ein temporärer Spar-

effekt erzielt. 

 



 

 

Durch die Zugrundelegung der linearen Steigerungssätze des Tarifergebnisses für 

den öffentlichen Dienst der Länder beziehungsweise im Jahr 2018 eines um 0,325 

Prozentpunkte erhöhten Steigerungssatzes erfolgt die Anpassung der Besoldungs- 

und Versorgungsbezüge im Gleichklang mit der allgemeinen Entwicklung der Ein-

kommensverhältnisse. Für die Empfängerinnen und Empfänger von Bezügen aus 

den Besoldungsgruppen bis einschließlich A 9 sowie für die Anwärterinnen und An-

wärter erfolgt eine zeitliche Verschiebung um 2 Monate. Für die Empfängerinnen und 

Empfänger von Bezügen aus den Besoldungsgruppen A 10 und A 11 erfolgt eine 

zeitliche Verschiebung um 4 Monate, für die Empfängerinnen und Empfänger von 

Bezügen aus den übrigen Besoldungsgruppen erfolgt eine zeitliche Verschiebung um 

5 Monate. Die zeitliche Verschiebung der Anpassung wirkt sich lediglich auf den Zeit-

raum der Verschiebung aus. Die gegenüber dem Tarifergebnis um 2, 4 beziehungs-

weise um 5 Monate verzögerte Anpassung führt nicht zu einer dauerhaften Abkoppe-

lung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge von der allgemeinen Entwicklung der 

wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse, was sich an den nachfolgenden Aus-

führungen zu den vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Parametern, an-

hand derer die Verfassungsmäßigkeit der Besoldung zu überprüfen ist, zeigt. 

 

3.2 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 5. Mai 2015 - 2 BvL 17/09 u.a. - 

sowie Beschluss des BVerfG vom 17. November 2015 - 2 BvL 19/09 u.a. - 

 

Das Alimentationsniveau in Baden-Württemberg entspricht unter Einbeziehung der 

Regelungen dieses Gesetzentwurfes den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

zur amtsangemessenen Alimentation.  

 

Mit Urteil vom 5. Mai 2015 - 2 BvL 17/09 u.a. - hat das Bundesverfassungsgericht die 

Kriterien konkretisiert, nach denen die Besoldung der Richterinnen und Richter sowie 

der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundsatz 

der amtsangemessenen Alimentation zu überprüfen ist. Die dabei aufgestellten 

Grundsätze hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 17. No-

vember 2015 - 2 BvL 19/09 u.a. - als auf die Besoldung in der Besoldungsordnung A 

übertragbar angesehen. 

 



 

 

Auf einer ersten Prüfungsstufe sind fünf Parameter mit indizieller Bedeutung heran-

zuziehen; die Vermutung für eine verfassungswidrige Unteralimentation besteht, 

wenn mindestens drei davon erfüllt sind. Die Parameter sind eine deutliche Differenz 

zwischen der Besoldungsentwicklung und der Entwicklung der Tariflöhne im öffentli-

chen Dienst, des Nominallohnindex, des Verbraucherpreisindex sowie ein systemin-

terner Besoldungsvergleich und ein Quervergleich mit der Besoldung des Bundes 

beziehungsweise der anderen Bundesländer.  

 

Eine deutliche Differenz in oben aufgeführtem Sinne liegt nach dem Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts in der Regel vor, wenn die Differenz zwischen der Tarifent-

wicklung einerseits und der Besoldungsentwicklung andererseits mehr als 5 Prozent 

des Indexwertes der erhöhten Besoldung beträgt. Gleiches gilt bei der Betrachtung 

des Nominallohnindex und des Verbraucherpreisindex. Betrachtungszeitraum ist je-

weils die Entwicklung über einen Zeitraum von 15 Jahren inklusive des zu prüfenden 

Kalenderjahres. Beim systeminternen Besoldungsvergleich liegt ein Indiz für einen 

Verstoß in der Regel bei einer Abschmelzung der Abstände zwischen zwei ver-

gleichbaren Besoldungsgruppen um mindestens 10 Prozent in den zurückliegenden 

fünf Jahren vor. Eine erhebliche Gehaltsdifferenz zum Durchschnitt der Bezüge der 

jeweiligen Besoldungsgruppe im Bund und bei den anderen Bundesländern ist dann 

anzunehmen, wenn das maßgebliche jährliche Bruttoeinkommen einschließlich etwa-

iger Sonderzahlungen um mindestens 10 Prozent unter dem Durchschnitt des Bun-

des und der Bundesländer im gleichen Zeitraum liegt. 

 

Auf einer zweiten Prüfungsstufe kann die sich aus der ersten Prüfungsstufe erge-

bende Vermutung durch Berücksichtigung weiterer Kriterien im Rahmen einer Ge-

samtabwägung widerlegt oder weiter erhärtet werden. Auf einer dritten Prüfungsstufe 

ist gegebenenfalls eine Abwägung mit kollidierenden verfassungsrechtlichen Wer-

tentscheidungen wie dem Verbot der Neuverschuldung herbeizuführen; im Ausnah-

mefall kann eine Unteralimentation verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden. 

 

Das BVAnpGBW 2017/2018 regelt die Besoldungs- und Versorgungsanpassung für 

die Jahre 2017 und 2018. Die Ermittlungen zu den oben aufgeführten fünf Parame-

tern haben daher bezogen auf das Kalenderjahr 2017 zu erfolgen. Eine Berechnung 

für 2018 ist nicht möglich, weil die statistischen Daten zur Entwicklung des Nominal-



 

 

lohnindex und des Verbraucherpreisindex sowie die Besoldungshöhe beim Bund und 

den übrigen Bundesländern für das Jahr 2018 nicht valide vorhergesagt werden kön-

nen. Nachdem der Nominallohnindex und der Verbraucherpreisindex für das Ge-

samtjahr 2017 noch nicht vorliegen, wird zur Ermittlung dieser Indizes der jeweilige 

Steigerungswert des Jahres 2016 auch für das Jahr 2017 angesetzt. 

 

Besoldungsentwicklung bezogen auf das Prüfjahr 2017 

 

Die Entwicklung der Grundgehaltssätze zuzüglich Sonderzahlungen in Baden-

Württemberg ist für den hier zu betrachtenden Zeitraum der Jahre 2003 bis 2017 

nachfolgend angegeben.  

 

Die Grundgehaltssätze wurden durch Art. 1 bis 3 BBVAnpG 2003/2004 vom 

10. September 2003 (BGBl I S. 1798) zum 1. April / 1. Juli 2003 um 2,4 Prozent, zum 

1. April 2004 um 1,0 Prozent und zum 1. August 2004 um 1,0 Prozent, durch Artikel 1 

§§ 4 und 8 BV AnpG 2008 vom 11. Dezember 2007 (GBl. S. 538) zum 1. Januar 

2008 um 1,5 Prozent und zum 1. August / 1. November 2008 um 1,4 Prozent, durch 

§§ 2 und 3 BVAnpGBW 2009/2010 vom 19. Oktober 2009 (GBl. S. 487) zum 1. März 

2009 um 3,0 Prozent und zum 1. März 2010 um 1,2 Prozent, durch § 2 BVAnpGBW 

2011 vom 15. März 2011 (GBl. S. 103) zum 1. April 2011 um 2,0 Prozent, durch Arti-

kel 1 § 2 BVAnpGBW 2012 vom 14. Februar 2012 (GBl. S. 28) zum 1. März / 

1. August 2012 um 1,2 Prozent, durch Artikel 1 §§ 2 und 3 BVAnpGBW 2013/2014 

vom 16. Juli 2013 (GBl. S. 185) zum 1. Juli / 1. Oktober 2013 beziehungsweise zum 

1. Januar 2014 um 2,45 Prozent und zum 1. Juli / 1. Oktober 2014 beziehungsweise 

zum 1. Januar 2015 um 2,75 Prozent sowie durch Artikel 1 § 2 BVAnpGBW 

2015/2016 vom 16. Juli 2015 (GBl. S. 663) zum 1. März / 1. Juli / 1. November 2015 

um 1,9 Prozent und zum 1. März / 1. Juli / 1. November 2016 um 2,1 Prozent erhöht. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen die Grundgehaltssätze zum 1. März, 

1. Mai beziehungsweise 1. Juni 2017 um 1,8 Prozent sowie zum 1. März, 1. Mai be-

ziehungsweise 1. Juni 2018 um weitere 2,675 Prozent erhöht werden. 

 

Durch das Gesetz zur Regelung des Rechts der Sonderzahlungen in Baden-

Württemberg vom 29. Oktober 2003 (GBl. S. 693) wurde die Höhe der Sonderzah-

lungen von 86,31 % auf 63,96 % reduziert. Durch das Gesetz zur Integration der 

Sonderzahlungen und zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2008 und zur 

Änderung weiterer Rechtsvorschriften vom 11. Dezember 2007 (GBl. S. 538) erfolgte 

eine weitere Reduzierung der Höhe der Sonderzahlungen von 63,96 % auf 50,04 %. 

 



 

 

Aufgrund der oben aufgeführten Besoldungsanpassungen und der Reduzierung der 

Höhe der Sonderzahlungen ergibt sich für den Zeitraum 2003 bis 2017 nachfolgende 

Besoldungsentwicklung. Hierbei ist eine gesonderte Betrachtung für Besoldungs-

gruppen ab A 12 sowie in den Landesbesoldungsordnungen B, R, W und C kw auf-

grund der zeitlich verschobenen Besoldungsanpassungen der Jahre 2013 und 2014 

nicht erforderlich, weil diese zeitlichen Verschiebungen bezogen auf das hier zu prü-

fende Kalenderjahr 2017 keine Auswirkung entfalten. 

 

Jahr Besoldungsentwicklung 

Steigerung 
Prozentsatz 

Index 

Basisjahr 2002 - 100 

2003 2,4 
-1,741 

102,4 
100,62 

2004 1,0 
1,0 

101,62 
102,64 

2005 - 102,64 

2006 - 102,64 

2007 - 102,64 

2008 -1,12 

1,5 
1,4 

101,51 
103,03 
104,48 

2009 3,0 107,61 

2010 1,2 108,9 

2011 2,0 111,08 

2012 1,2 112,41 

2013 2,45 115,17 

2014 2,75 118,33 

2015 1,9 120,58 

2016 2,1 123,12 

2017 1,8 125,33 
 

1: Auswirkung der Reduzierung der Sonderzahlung durch das Gesetz zur Regelung 
des Rechts der Sonderzahlungen in Baden-Württemberg vom 29. Oktober 2003 
(GBl. S. 693) von 86,31 % auf 63,96 %. 

2: Auswirkung der Reduzierung der Sonderzahlung durch das Gesetz zur Integration 
der Sonderzahlungen und zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2008 
und zur Änderung weiterer Rechtsvorschriften vom 11. Dezember 2007 (GBl. S. 
538) von 63,96 % auf 50,04 %. 



 

 

Entwicklung der Tariflöhne für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der 

Länder bezogen auf das Prüfjahr 2017 

 

Die Entwicklung der Tariflöhne gemäß der in den jeweiligen Tarifabschlüssen verein-

barten linearen Entgeltsteigerungen ist in der folgenden Tabelle angegeben: 

 

Jahr Tarifentwicklung 

Steigerung 
Prozentsatz 

Index 

Basisjahr 2002 - 100 

2003 2,4 102,4 

2004 1,0 
1,0 

103,42 
104,46 

2005 - 104,46 

2006 - 104,46 

2007 - 104,46 

2008 2,9 107,49 

2009 3,0 110,71 

2010 1,2 112,04 

2011 1,5 113,72 

2012 1,9 115,88 

2013 2,65 118,95 

2014 2,95 122,46 

2015 2,1 125,03 

2016 2,3 127,91 

2017 2,0 130,47 

 

Entwicklung des Nominallohnindex und des Verbraucherpreisindex bezogen 

auf das Prüfjahr 2017 

 

Die Entwicklung der beiden Indizes für Baden-Württemberg ist in der nachfolgenden 

Tabelle angegeben. Quelle bezüglich des Nominallohnindex sind aktuelle Angaben 

des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg. Die Entwicklung des Verbrau-

cherpreisindex ist der entsprechenden Statistik des Statistischen Landesamts Baden-

Württemberg entnommen. Nachdem der Nominallohnindex und der Verbraucher-

preisindex für das Gesamtjahr 2017 noch nicht vorliegen, wird zur Ermittlung dieser 

Indizes der jeweilige Steigerungswert des Jahres 2016 auch für das Jahr 2017 ange-

setzt. 



 

 

 

Jahr Nominallohnentwicklung 

Baden-Württemberg 

Verbraucherpreisentwicklung 

Baden-Württemberg 

Steigerung 
Prozentsatz 

Index 
Steigerung 
Prozentsatz 

Index 

Basisjahr 

2002 
- 100 - 100 

2003 1,5 101,5 1,4 101,4 

2004 0,6 102,11 1,9 103,33 

2005 0,4 102,52 1,2 104,57 

2006 1,5 104,06 1,7 106,34 

2007 1,6 105,72 2,2 108,68 

2008 3,0 108,89 2,6 111,51 

2009 -1,6 107,15 0,2 111,73 

2010 3,5 110,9 1,1 112,96 

2011 4,1 115,45 2,1 115,33 

2012 3,2 119,14 1,8 117,41 

2013 0,7 119,97 1,3 118,94 

2014 2,4 122,85 0,9 120,0 

2015 2,4 125,8 0,2 120,25 

2016 2,1 128,44 0,4 120,73 

2017 2,11 131,14 0,41 121,21 
 

1: Der Steigerungssatz für 2017 liegt noch nicht vor. Es wurde der Steigerungs-
satz des Jahres 2016 auch für das Jahr 2017 angesetzt. 

 

Berechnung der ersten drei Parameter 

 

Die Berechnung der ersten drei Parameter hat anhand der hierzu vom Bundesver-

fassungsgericht vorgegebenen Formel zu erfolgen (vgl. Randnummer 144 in dem 

oben aufgeführten Urteil vom 5. Mai 2015 beziehungsweise Randnummer 127 in 

dem oben aufgeführten Beschluss vom 17. November 2015): 

 

[100 + x] - [100 + y] 
          [100 + y] 
 

Danach stellt sich die Differenz zwischen der Entwicklung der Tarifeinkommen, des 

Nominallohnindex und des Verbraucherpreisindex (100 + x) einerseits und der Be-

x100 



 

 

soldungsentwicklung andererseits (100 + y) in Relation zur Besoldungsentwicklung 

wie folgt dar: 

 

Die Differenz zwischen der Entwicklung der Tarifeinkommen, des Nominallohnindex 

und des Verbraucherpreisindex einerseits und der Besoldungsentwicklung anderer-

seits beträgt damit in Relation zur Besoldungsentwicklung im Zeitraum 2003 bis 2017 

4,1 Prozent bezogen auf die Tarifentwicklung, 4,6 Prozent bezogen auf den Nominal-

lohnindex und -3,3 Prozent bezogen auf die Verbraucherpreisentwicklung. 

 

Somit ergibt sich aus den ersten drei Parametern für das Prüfjahr 2017 keine Vermu-

tung für eine verfassungswidrige Unteralimentation. 

 

Vierter Parameter: Systeminterner Vergleich 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 5. Mai 2015 hinsichtlich des 

systeminternen Vergleichs zu Nordrhein-Westfalen die Grundgehaltssätze der Be-

soldungsgruppen A 5, A 9 und A 13 (jeweils Endstufe) mit der Besoldungsgruppe R 1 

(Endstufe) verglichen. Für Baden-Württemberg ergibt sich bei diesem Vergleich der 

Summe der Grundgehälter im Jahr 2012 zu der Summe der Grundgehälter im Jahr 

2017 unter Einbeziehung der Regelungen dieses Gesetzentwurfes, dass eine nen-

nenswerte Abschmelzung der Abstände zwischen der Besoldungsgruppe R 1 und 

den Besoldungsgruppen A 5, A 9 und A 13 jeweils nicht gegeben ist. So betrug der 

Abstand zwischen R 1 und A 5 im Jahr 2012 rund 59,6 Prozent, im Jahr 2017 beträgt 

der Abstand rund 59,1 Prozent. Der Abstand zwischen R 1 und A 9 beträgt im Jahr 

2012 rund 49,0 Prozent, im Jahr 2017 beträgt der Abstand rund 48,9 Prozent. Der 

Abstand zwischen R 1 und A 13 beträgt im Jahr 2012 rund 22,1 Prozent, im Jahr 

2017 beträgt der Abstand rund 22,0 Prozent. Auch beim Vergleich weiterer Besol-

dungsgruppen liegt eine nennenswerte Abschmelzung nicht vor.  

 

Aus dem vierten Parameter ergibt sich somit für das Prüfjahr 2017 kein Indiz für eine 

Verfassungswidrigkeit der Alimentation.  



 

 

 

Fünfter Parameter: Vergleich mit der Besoldung beim Bund und den anderen 

Bundesländern 

 

Die Höhe der Besoldung beim Bund und den übrigen Bundesländern liegt für das 

Jahr 2017 noch nicht vor. Entsprechende Daten werden regelmäßig zu Beginn des 

jeweiligen Folgejahres erhoben. Hilfsweise erfolgt daher ein Vergleich der Bezüge im 

Bund und bei den übrigen Bundesländern anhand der Daten für das Kalenderjahr 

2016 (Summe Jahresbesoldung 2016 mit Grundgehalt aus Endstufe, allgemeiner 

Stellenzulage, Einmalzahlungen und Sonderzahlungen; ohne Amtszulagen, familien-

bezogene Besoldungsbestandteile sowie alle sonstigen Besoldungsbestandteile). 

Die Daten für 2016 sind in der folgenden Tabelle angegeben. Bei dieser Betrachtung 

ergibt sich, dass die Besoldung in Baden-Württemberg jeweils über dem Durchschnitt 

der Besoldungshöhe des Bundes und der übrigen Bundesländer lag. Wenngleich die 

Daten für 2017 noch nicht vorliegen kann davon ausgegangen werden, dass auch für 

2017 beim fünften Parameter keine Vermutung für eine verfassungswidrige Unterali-

mentation vorliegen würde, weil Baden-Württemberg bezüglich des Kalenderjahres 

2016 über dem Durchschnitt liegt, die lineare Steigerung des Tarifergebnisses für 

2017 abzüglich der Versorgungsrücklage übernommen werden soll und lediglich mo-

derate zeitliche Verschiebungen von 2, 4 beziehungsweise 5 Monaten vorgesehen 

sind. 



 

 

 

BesGr 

Durchschnitt  

Besoldung 2016 

Bund/Länder 

Besoldung 

2016 BW 

Abweichung 

BW ggü. 

Bund/Länder 

absolut 

Abweichung 

BW ggü. 

Bund/Länder in 

Prozent 

A 5 29.643,55 € 31.356,64 € + 1.713,09 € + 5,78% 

A 6 31.119,98 € 32.303,40 € + 1.183,42 € + 3,80% 

A 7 33.243,92 € 34.000,64 € + 756,72 € + 2,28% 

A 8 36.144,38 € 36.972,84 € + 828,46 € + 2,29% 

A 9 m.D. 38.999,77 € 40.051,18 € + 1.051,41 € + 2,70% 

A 9 g.D. 39.064,39 € 40.158,70 € + 1.094,31 € + 2,80% 

A 10 43.607,31 € 44.652,66 € + 1.045,35 € +2,40% 

A 11 48.388,83 € 49.676,46 € + 1.287,63 € + 2,66% 

A 12 53.208,37 € 54.321,22 € + 1.112,85 € + 2,09% 

A 13 58.995,60 € 60.256,48 € + 1.260,88 € + 2,14% 

A 14 64.178,80 € 65.543,04 € + 1.364,24 € + 2,13% 

A 15 72.437,89 € 74.004,00 € + 1.566,11 € + 2,16% 

A 16 80.664,03 € 82.438,20 € + 1.774,17 € + 2,20% 

B 1 71.960,88 € 74.004,00 € + 2.043,12 € + 2,84% 

B 2 84.020,81 € 85.963,74 € + 1.942,93 € + 2,31% 

B 3 88.960,18 € 91.026,92 € + 2.066,74 € + 2,32% 

B 4 94.133,08 € 96.329,74 € + 2.196,66 € + 2,33% 

B 5 100.068,17 € 102.413,72 € + 2.345,55 € + 2,34% 

B 6 105.502,42 € 108.158,96 € + 2.656,54 € + 2,52% 

B 7 111.306,62 € 113.747,76 € + 2.441,14 € + 2,19% 

B 8 116.808,99 € 119.572,24 € + 2.763,25 € + 2,37% 

B 9 123.788,11 € 126.804,66 € + 3.016,55 € + 2,44% 

B 10 145.614,30 € 149.264,08 € + 3.649,78 € + 2,51% 

B 11 152.584,43 € 155.052,44 € + 2.468,01 € + 1,62% 

R 1 74.318,92 € 75.920,84 € + 1.601,92 € + 2,16% 

R 2 81.017,34 € 82.787,42 € + 1.770,08 € + 2,18% 

R 3 89.030,04 € 91.026,92 € + 1.996,88 € + 2,24% 

R 4 94.203,44 € 96.329,74 € + 2.126,30 € + 2,26% 

R 5 100.137,91 € 102.413,72 € + 2.275,81 € + 2,27% 

R 6 105.744,62 € 108.158,96 € + 2.414,34 € + 2,28% 

R 7 111.569,53 € 113.747,76 € + 2.178,23 € + 1,95% 

R 8 116.878,58 € 119.572,24 € + 2.693,66 € + 2,30% 
 



 

 

Gesamtabwägung zu den fünf Parametern 

 

Die obigen Angaben zeigen, dass in Baden-Württemberg bei allen fünf vom Bundes-

verfassungsgericht vorgegebenen Parametern ein Indiz für eine evidente Missach-

tung des Alimentationsgebotes bezogen auf das Jahr 2017 nicht gegeben ist. Bereits 

auf dieser ersten Prüfungsstufe ergibt sich somit, dass die Besoldung in Baden-

Württemberg im Jahr 2017 unter Einbeziehung der Regelungen des Entwurfs des 

BVAnpGBW 2017/2018 als verfassungskonform anzusehen ist. Weiterhin ist nach 

heutigem Stand nicht bekannt, wie sich der Nominallohn und die Verbraucherpreise 

in Zukunft entwickeln werden. Wenngleich die Veränderung des Verbraucherpreisin-

dex gegenüber dem entsprechenden Vorjahresmonat in den ersten Monaten des 

Jahres 2017 mit plus 1,9 Prozent im Januar 2017 und mit plus 2,2 Prozent im Febru-

ar 2017 höher liegt als die auch für 2017 angesetzte Steigerungsrate des Jahres 

2016 (plus 0,4 Prozent), ergibt sich hieraus kein Bedarf für eine höhere Besoldungs-

anpassung, weil auch bei unterstellter Steigerung der Verbraucherpreise von 2,2 

Prozent für das Gesamtjahr 2017 der entsprechende Parameter weiterhin eingehal-

ten würde. Anhaltspunkte, die aufgrund der noch nicht bekannten Entwicklung der re-

levanten, volkswirtschaftlichen Indizes eine höhere Besoldungsanpassung für das 

Jahr 2018 erforderlich erscheinen lassen, sind nicht ersichtlich, zumal bereits eine 

gegenüber dem Tarifergebnis um 0,325 Prozentpunkte höhere lineare Steigerung er-

folgen soll.  

 

Mindestabstand zum sozialhilferechtlichen Existenzminimum 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Beschluss vom 17. November 2015 

- 2 BvL 19/09 u.a. - in den Randnummern 93 ff. Ausführungen zum Mindestabstand 

der Besoldung zum sozialhilferechtlichen Existenzminimum aufgenommen. Danach 

ist zu prüfen, ob ein solcher Mindestabstand unterschritten wäre, wenn die Besol-

dung um weniger als 15 Prozent über dem sozialhilferechtlichen Bedarf läge. Das 

Bundesverfassungsgericht führt weiter aus, dass bei der Berechnung angesichts der 

seit 1. Januar 2009 bestehenden Pflicht zum Abschluss einer Krankheitskostenversi-

cherung die Mindestbeiträge einer Krankheitskostenversicherung von den Nettobe-

zügen einer Beamtin oder eines Beamten möglicherweise in Abzug zu bringen sein 

werden. In diesem Zusammenhang könne es auch darauf ankommen, so das Bun-



 

 

desverfassungsgericht, ob die Dienstbezüge generell ausreichen, um als Alleinver-

diener den angemessenen Lebensunterhalt einer vierköpfigen Familie durchgängig 

aufzubringen. 

 

Zur Ermittlung des sozialhilferechtlichen Existenzminimums hat das Bundesverfas-

sungsgericht in seiner Entscheidung zur Alimentation von Beamtinnen und Beamten 

sowie Richterinnen und Richtern mit mehr als zwei Kindern auf den als Unterrichtung 

durch die Bundesregierung vorgelegten Bericht vom 2. Februar 1995 über die Höhe 

des Existenzminimums von Kindern und Familien im Jahr 1996 (Bundestagsdrucksa-

che 13/381) Bezug genommen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. November 1998, –

 2 BvL 26/91 u. a. –, Rn. 58). Dieser Bericht liegt als 11. Existenzminimumbericht 

vom 2. November 2016 aktuell auch für das Jahr 2018 vor (Bundestagsdrucksache 

18/10220). Der Bericht schlüsselt das Existenzminimum nach den im Jahr 2018 gel-

tenden sozialhilferechtlichen Regelsätzen für Partner in Paarhaushalten, den nach 

Altersstufen gewichteten Regelsätzen für Kinder, den durchschnittlichen Bildungs- 

und Teilhabebedarfen sowie den durchschnittlichen Kosten der Unterkunft sowie 

Heizkosten, jeweils getrennt für Erwachsene und Kinder, im Einzelnen auf. Der Be-

richt enthält auch entsprechende Angaben für das Kalenderjahr 2017. Nachdem das 

Wohnkostenniveau in Baden-Württemberg über dem durchschnittlichen Wohnkos-

tenniveau des Bundes liegt, wurde für den Ansatz der Bruttokaltmieten ein Aufschlag 

von 7,3 Prozent vorgenommen. Dieser Aufschlag ergibt sich aufgrund eines Ver-

gleichs der Wohnkosten gemäß der Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchs-

stichprobe 2015 des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg mit den Werten 

der entsprechenden Statistik des Statistischen Bundesamtes für ganz Deutschland.  

 

Dem so ermittelten Betrag des sozialhilferechtlichen Existenzminimums ist die Brut-

tobesoldung einschließlich der familienbezogenen Gehaltsbestandteile abzüglich der 

steuerlichen Belastungen zuzüglich des (als Nettobetrag gewährten) staatlichen Kin-

dergeldes sowie abzüglich der aus dem Nettoeinkommen zu bestreitenden Kosten 

für eine unter Berücksichtigung der beamtenrechtlichen Beihilfe abzuschließende pri-

vate Kranken- und Pflegepflichtversicherung gegenüberzustellen.  

 

Die Kosten einer an den individuellen Beihilfesatz anzupassenden Krankenversiche-

rung sind neben der bestehenden Pflegepflichtversicherung zu berücksichtigen, weil 



 

 

das Krankheitsrisiko nur mit einer solchen Versicherung vollständig abgedeckt wird. 

Dementsprechend ist auch für Beamtinnen und Beamte der Abschluss einer privaten 

Krankenversicherung seit dem 1. Januar 2009 obligatorisch. Die Bemessungssätze 

für Beamtinnen und Beamte des Landes betragen, soweit sie nicht der Heilfürsorge 

unterfallen, 50 Prozent für beihilfeberechtigte Personen sowie für berücksichtigungs-

fähige Personen (Ehegatten und Lebenspartner) und 80 Prozent für berücksichti-

gungsfähige Kinder sowie Vollwaisen. Für Beamtinnen und Beamte, die bereits am 

31. Dezember 2012 einen Beihilfeanspruch im Geltungsbereich der Beihilfeverord-

nung des Landes erlangt hatten, betragen die Bemessungssätze 50 Prozent für bei-

hilfeberechtigte Personen, 70 Prozent für beihilfeberechtigte Personen, die den Fa-

milienzuschlag für zwei oder mehr Kinder erhalten sowie mit dem Eintritt in den Ru-

hestand, 70 Prozent für berücksichtigungsfähige Personen (Ehegatten und Lebens-

partner) und 80 Prozent für berücksichtigungsfähige Kinder sowie Vollwaisen. Die 

Höhe der danach für eine Versicherung anzusetzenden Versicherungsprämie hängt 

von verschiedenen versicherungsmathematischen Variablen ab. Hierzu gehören im 

Wesentlichen das zu versichernde Risiko, das Eintrittsalter beim Versicherungsbe-

ginn, gegebenenfalls aufgetretene Vorerkrankungen, Altersrückstellungen, in Be-

tracht kommende Wahlleistungen, Eigenbehalte und Beihilfeergänzungstarife.  

 

Beim Ansatz der Krankenversicherungsbeiträge sind die dargestellten, schwierigen 

und auch höchst individuellen Kalkulationen von Krankenversicherungsprämien zu 

berücksichtigen. Für die Absicherung einer vierköpfigen Familie in Krankheits- und 

Pflegefällen wird daher ein Durchschnittsbetrag in Höhe von insgesamt rund 

500 Euro pro Monat zu Grunde gelegt (bezüglich der Beihilfebemessungssätze für 

ab dem 1. Januar 2013 erstmals beihilfeberechtigte Beamtinnen und Beamte). Dieser 

Betrag basiert auf Werten, die vom Bundesinnenministerium für Bundesbeamtinnen 

und -beamte erhoben wurden. Mit Blick auf das gegenüber dem Bund abweichende 

Beihilferecht wurde der vom Bundesinnenministerium erhobene Monatsbeitrag für 

Baden-Württemberg um rund 50 Prozent angehoben. 

 

Die nachfolgende Übersicht zeigt für das Jahr 2017, dass die durch das Besoldungs-

recht gewährleistete Alimentation auch in der Eingangsstufe der untersten Besol-

dungsgruppe den erforderlichen Abstand zum Grundsicherungsniveau wahrt (unter 



 

 

Zugrundelegung von Kranken- und Pflegepflichtversicherungsbeiträgen für ab dem 1. 

Januar 2013 erstmals beihilfeberechtigte Beamtinnen und Beamte). 

 

Beamtin / Beamter
1
 

A 5 Stufe 1 
Existenzminimum

2
 

 monatlich monatlich  

Grundgehalt3 2.165,81 € 736,00 € Regelbedarf Ehepaar  

Strukturzulage3 21,07 € 556,00 € durchschnittlicher Regelbedarf zwei 
Kinder 

Familienzuschlag3 382,93 € 621,27 € gewichtete durchschnittliche Brutto-
kaltmiete (Ehepaar mit zwei Kindern)4 

brutto 2.569,81 € 94,00 € gewichtete durchschnittliche Heizkos-
ten (Ehepaar mit zwei Kindern)  

steuerlicher Abzug 87,66 €5 38,00 € gewichtete durchschnittliche Bedarfe 
für Bildung und Teilhabe zwei Kinder 

Kirchensteuer 0,00 €   

Solidaritätszuschlag 0,00 €   

    

netto 2.482,15 €   

Kindergeld 384,00 €   

private Kranken- und Pflege-
pflichtversicherung 

- 500 €   

verfügbares Netto 2.366,15 € 2.045,27 € sächliches Existenzminimum 

Mindestalimentationsniveau = 
115% des Existenzminimums 

 

2.352,06 € 

  

Besoldungsniveau im Vergleich 
zum Existenzminimum 

 

115,69 % 

  

 

Die Nettobesoldung liegt um mindestens 15 Prozent über dem sozialhilferechtlichen 

Existenzminimum, so dass eine weitere Prüfung, ob der Mindestabstand zum sozial-

hilferechtlichen Existenzminimum unterschritten sein könnte, nicht erforderlich ist. 

 

                                            
1 Beamtin/Beamter, verheiratet, Ehepartner/in nicht berufstätig, zwei Kinder unter 18 Jahren. 
2 Ehepaar mit zwei Kindern unter 18 Jahren nach dem 11. Existenzminimumbericht, vgl. Bundestags-

drucksache 18/10220.  
3 Nach diesem Gesetzentwurf ab dem 1. März 2017 maßgebliche Beträge. 
4 Ansatz lt. 11. Existenzminimumbericht zzgl. 7,3 Prozent. 
5 Lohnsteuer, Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag: Steuerklasse III unter Berücksichtigung von 2,0 

Kinderfreibeträgen sowie Beiträgen zur privaten Kranken- und Pflegepflichtversicherung in Höhe von 

500 Euro monatlich. 



 

 

4. Alternativen 

 

Bei der Übertragung des Tarifergebnisses auf die Besoldung und Versorgung kom-

men grundsätzlich verschiedene Vorgehensweisen in Betracht. Dies betrifft sowohl 

den Zeitpunkt der Anpassungen als auch deren prozentuale Höhe. Mit der Übernah-

me der tarifvertraglich vereinbarten Steigerungssätze und des Mindestbetrages im 

Jahr 2017 (abzüglich der Verminderung nach § 17 Absatz 2 LBesGBW) sowie durch 

die gegenüber dem Tarifbereich um 0,325 Prozentpunkte höhere lineare Steigerung 

im Jahr 2018 bei gleichzeitiger moderater zeitlicher Verschiebung um jeweils zwei, 

vier beziehungsweise fünf Monate im Jahr 2017 und im Jahr 2018 sind jedoch insge-

samt ausgewogene Regelungen vorgesehen. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 

werden die vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Vorgaben zur Alimentation 

beachtet. Durch die im Jahr 2018 gegenüber dem Tarifbereich um 0,325 Prozent-

punkte höhere lineare Steigerung erfahren die Beamtinnen und Beamten, Richterin-

nen und Richter sowie die Versorgungsempfängerinnen und -empfänger zudem eine 

besondere Wertschätzung. Gleichzeitig werden haushalterische Belange berücksich-

tigt, indem durch die zeitlichen Verschiebungen einmalige Spareffekte im Jahr 2017 

und im Jahr 2018 eintreten. Durch die Abschaffung der abgesenkten Eingangsbesol-

dung in einem Schritt zum 1. Januar 2018 soll zudem ein deutliches Signal zur Stei-

gerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes gesetzt werden.  

 

5. Nachhaltigkeitscheck 

 

Der Gesetzentwurf betrifft nur die dienstlichen Belange eines abgegrenzten Perso-

nenkreises, der durch das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg und das 

Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg vorgegeben ist. Erhebliche 

Auswirkungen auf die ökonomischen, ökologischen und sozialen Verhältnisse erge-

ben sich somit nicht. Von einem Nachhaltigkeitscheck gemäß Nummer 4.3.4 der 

VwV Regelungen konnte daher abgesehen werden. 



 

 

6. Finanzielle Auswirkungen 

 

Kosten: 2017 2018 Restliche Jahre der Finanzplanung 
 in Mio. € in Mio. € in Mio. € in Mio. €  

Land 

Personalausgaben 

Besoldung und Ver-

sorgung 

rd. 169,4 rd. 552,8 rd. 688,5 rd. 688,5  

Anzahl der erforder-

lichen Neustellen 

Entfällt Entfällt Entfällt Entfällt  

Kommunen rd. 26,3 rd. 76,7 rd. 97,8 rd. 97,8  

Gegenfinanzierung - - - - - 

strukturelle Mehr-

belastung Land 

rd. 169,4 rd. 552,8 rd. 688,5 rd. 688,5  

bereits etatisiert 278,4 570,6 570,6 570,6  

 

Die Anpassung 2017 führt im Jahr 2017 gegenüber dem Jahr 2016 zu Mehrausga-

ben im Bereich Besoldung und Versorgung inklusive Zuführung an die Versorgungs-

rücklage beim Land von rund 169,4 Millionen Euro. Die Anpassung 2018 führt unter 

Berücksichtigung der linearen Steigerung für das Jahr 2017 zu Mehrausgaben im Be-

reich Besoldung und Versorgung gegenüber 2016 von rund 495,0 Millionen Euro 

beim Land. Durch die Abschaffung der abgesenkten Eingangsbesoldung entstehen 

ab 2018 jährliche Mehrausgaben von rund 57,8 Millionen Euro beim Land, so dass 

im Jahr 2018 insgesamt Mehrkosten in Höhe von 552,8 Millionen Euro anfallen. Die 

Anpassung führt ab dem Jahr 2019 unter Berücksichtigung der linearen Steigerun-

gen für die Jahre 2017 und 2018 zu Mehrausgaben im Bereich Besoldung und Ver-

sorgung gegenüber 2016 von rund 630,7 Millionen Euro beim Land. Zusammen mit 

den Kosten für die Abschaffung der abgesenkten Eingangsbesoldung in Höhe von 

jährlich rund 57,8 Millionen Euro fallen somit ab 2019 Mehrkosten in Höhe von 688,5 

Millionen Euro an.  

 

Die Mehrkosten bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Körper-

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes betragen rund 26,3 Milli-

onen Euro im Jahr 2017, rund 76,7 Millionen Euro im Jahr 2018 und rund 97,8 Millio-



 

 

nen Euro ab dem Jahr 2019. Durch die Abschaffung der abgesenkten Eingangsbe-

soldung fallen Mehrkosten im kommunalen Bereich an, die aufgrund der gegenüber 

dem Land unterschiedlichen Personalstruktur nicht näher bezifferbar sind. 

 

B. Einzelbegründung 

 

1. Zu Artikel 1 (Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen 

in Baden-Württemberg 2017/2018) 

 

zu § 1 (Geltungsbereich) 

 

Die Vorschrift regelt den Geltungsbereich des Gesetzes und den Empfängerkreis. 

Sowohl der Geltungsbereich als auch der Kreis der Empfängerinnen und Empfänger 

sind mit dem des Anpassungsgesetzes 2015/2016 identisch.  

 

zu § 2 (Anpassung der Besoldung im Jahr 2017) 

 

Zu Absatz 1 

 

Nach dieser Vorschrift erhöhen sich die Grundgehaltssätze, die zu dynamisierenden 

Leistungsbezüge im Bereich der W-Besoldung, die Beträge des Familienzuschlages, 

die Amtszulagen, die Strukturzulage und die Vergütungssätze der Mehrarbeitsvergü-

tung jeweils um 1,8 Prozent. Die Anwärtergrundbeträge werden um jeweils 35 Euro 

erhöht. Bei der linearen Erhöhung ist die Zuführung von 0,2 Prozent der linearen An-

passung an die Versorgungsrücklage nach § 17 Absatz 2 LBesGBW jeweils bereits 

berücksichtigt.  

 

§ 2 Absatz 1 Satz 2 regelt entsprechend dem Ergebnis der Tarifverhandlungen, dass 

sich die Grundgehälter mindestens um 75 Euro abzüglich des Verminderungsbetra-

ges nach § 17 LBesGBW erhöhen. Eine Beschränkung des Mindestbetrages auf 

Grundgehälter bis 3 200 Euro erfolgt abweichend vom Tarifergebnis nicht, so dass 

sich der Mindestbetrag bei allen Grundgehältern unterhalb von 3 750 Euro auswirkt. 

Betroffen sind danach die Besoldungsgruppen A 5 bis A 10, in der Besoldungsgrup-

pe A 11 die Erfahrungsstufen 3 bis 8, in der Besoldungsgruppe A 12 die Erfahrungs-



 

 

stufen 4 und 5, in der Besoldungsgruppe C 1 kw die Stufen 1 bis 3 sowie in der Be-

soldungsgruppe C 2 kw die Stufen 1 und 2. In diesen Fällen führt der Mindestbetrag 

zu einer prozentualen Erhöhung, die das Tarifergebnis von 2,0 Prozent übersteigt. 

Die individuelle prozentuale Erhöhung ist dabei umso höher, je geringer das bisheri-

ge Grundgehalt ist. Um zu gewährleisten, dass alle ihren Beitrag zur Versorgungs-

rücklage leisten, ist auch diese individuelle prozentuale Erhöhung um 0,2 Prozent-

punkte zu vermindern. Dazu wird für die betreffenden Besoldungsgruppen und Stu-

fen der einer Erhöhung um 75 Euro entsprechende Prozentsatz ermittelt. Von diesem 

Prozentsatz werden nach § 17 Absatz 2 LBesGBW 0,2 Prozentpunkte abgezogen. 

Das bisherige Grundgehalt wird um den sich danach ergebenden Prozentsatz er-

höht. 

 

Beispiel: Die Erhöhung des Grundgehaltes in Besoldungsgruppe A 5 Stufe 1  

(2 095,00 Euro) um 75 Euro entspricht einer Erhöhung von 3,58 Prozent. Davon 

werden 0,2 Prozentpunkte abgezogen. Das Grundgehalt von 2 095,00 Euro wird also 

um 3,38 Prozent auf 2 165,81 Euro erhöht. 

 

Zu Absatz 2  

 

In Absatz 2 ist geregelt, dass auch die dort unter den Nummern 1 bis 3 angeführten 

Besoldungsbestandteile nach altem Recht, die übergangsweise fortgelten, linear um 

1,8 Prozent angepasst werden sollen. Handelt es sich bei den Besoldungsbestand-

teilen um Grundgehälter, erfolgt auch insoweit eine Erhöhung um den Mindestbetrag 

von 75 Euro gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2. 

 

Zu Absatz 3 

 

Nach § 17 Absatz 2 LBesGBW sind bei der linearen Anpassung jeweils 0,2 Prozent 

der Versorgungsrücklage zuzuführen, weshalb sich die Besoldungs- und Versor-

gungsbezüge sowie das Alters- und Hinterbliebenengeld abweichend vom Tarifbe-

reich lediglich um 1,8 Prozent erhöhen. Auch beim Mindestbetrag wird der Abzug 

nach § 17 Absatz 2 LBesGBW vorgenommen. 

 

Zu Absatz 4 



 

 

 

Die lineare Anpassung soll gegenüber dem Tarifergebnis zeitlich hinausgeschoben 

werden und zu unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen. Für die Besoldungsgruppen 

A 5 bis A 9 und für die Anwärterinnen und Anwärter erfolgt die Erhöhung zum 

1. März 2017, für die Besoldungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Mai 2017 sowie für 

die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Juni 2017. Die Stundensätze der Mehrar-

beitsvergütung nach Anlage 15 des LBesGBW werden aus Gründen der Verwal-

tungsvereinfachung einheitlich zum 1. März 2017 angepasst. 

 

Zu § 3 (Anpassung der Besoldung im Jahr 2018) 

 

Die Regelungen in § 3 sind mit Ausnahme des Zeitpunktes der Wirksamkeit der line-

aren Anpassung (1. März 2018 anstelle des 1. März 2017, 1. Mai 2018 anstelle des 

1. Mai 2017 sowie 1. Juni 2018 anstelle des 1. Juni 2017), des Prozentsatzes der li-

nearen Anpassung (2,675 Prozent anstelle von 1,8 Prozent), der im Jahr 2018 nicht 

enthaltenen Regelung zur Erhöhung der Grundgehaltssätze um mindestens 75 Euro 

sowie dem im Jahr 2018 nicht mehr vorzunehmenden Abzug nach § 17 Absatz 2 

LBesGBW mit den Regelungen des § 2 identisch. Die Einzelbegründung zu § 2 gilt 

daher zu § 3 entsprechend. 

 

Zu § 4 (Versorgungsanpassung 2017) 

 

Zu Absatz 1 und 2 

 

Die Vorschrift beinhaltet die Erhöhung der Versorgungsbezüge um 1,8 Prozent ent-

sprechend der Erhöhung der Besoldungsanpassung nach § 2. Sie regelt zudem die 

Anpassung der Versorgungsbezüge der Besoldungsgruppen A 1 bis A 4. Die Vor-

schrift erfasst auch Fälle der §§ 102 Absatz 1 und 103 Absatz 1 LBeamtVGBW. 

 

Zu Absatz 3 und 4 

 

In Absatz 3 und 4 wird zudem klargestellt, dass die aufgrund der Integration der 

Sonderzahlungen bedingten Anpassungen der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 

durch die Faktoren 0,984 und 0,96 bei jeder Erhöhung der Versorgung weiterhin an-



 

 

zuwenden sind. Dies gewährleistet, dass Versorgungsempfänger nur eine in die 

Grundgehaltstabelle integrierte Sonderzahlung von 30 Prozent und die Empfänger 

von Übergangsgeld keine Sonderzahlung erhalten. 

 

Zu Absatz 5 

 

Absatz 5 führt eine entsprechende Regelung in vorangegangenen Besoldungs- und 

Versorgungsanpassungsgesetzen fort. 

 

Zu Absatz 6 

 

Der Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW wird entsprechend 

der bisherigen Rechtslage nicht dynamisiert. 

 

Zu § 5 (Versorgungsanpassung 2018) 

 

Die Regelungen in § 5 sind mit Ausnahme des Prozentsatzes der linearen Anpas-

sung (2,675 Prozent anstelle von 1,8 Prozent) mit den Regelungen des § 4 identisch. 

Die Einzelbegründung zu § 4 gilt daher zu § 5 entsprechend. 

 

Zu § 6 (Anpassung des Alters- und Hinterbliebenengeldes 2017/2018) 

 

Die Vorschrift bezieht das Alters- und Hinterbliebenengeld bei der linearen Erhöhung 

der Bezüge um 1,8 Prozent beziehungsweise um 2,675 Prozent mit ein. 

 

Zu § 7 (Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung 2017) 

 

Zu Absatz 1 

 

Der Kürzungsbetrag nach § 13 Absatz 2 Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 

LBeamtVGBW ist zu dynamisieren. Er wird vom Zeitpunkt des Endes der Ehezeit bis 

zum Eintritt in den Ruhestand mit den um 0,1 gekürzten Anpassungssätzen multipli-

ziert. Dadurch wird berücksichtigt, dass die Dynamisierung um den durchschnittli-

chen Prozentsatz der allgemeinen Erhöhung der Dienstbezüge angehoben wird. 



 

 

 

Zu Absatz 2 

 

Die Vorschrift regelt die Anwendung des Absatzes 1 auf das Altersgeld. 

 

Zu § 8 (Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung 2018) 

 

Die Begründung zu § 7 gilt sinngemäß. 

 

2. Zu Artikel 2 (Aufhebung der Regelung über die besondere Eingangsbesoldung 

und sonstige Änderungen des Landesbesoldungsgesetzes Baden-

Württemberg) 

 

Zu Nummer 1 

 

Die Absenkung der Eingangsbesoldung soll ab 1. Januar 2018 insgesamt entfallen. 

 

Zu Nummer 2 

 

Die in der Anlage 1 dieses Gesetzentwurfes enthaltenen Anlagen 6 bis 13 und 15 

enthalten die ab dem 1. März 2017, ab dem 1. Mai 2017 sowie ab dem 1. Juni 2017 

geltenden Besoldungstabellen für die Grundgehaltssätze, die Anwärtergrundbeträge, 

den Familienzuschlag, die Amtszulagen und Strukturzulage sowie für die Mehrar-

beitsvergütung. 

 

3. Zu Artikel 3 (Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-

Württemberg) 

 

Die Beträge in § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 und in § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 

(bestimmte Fälle des Dienstes zu ungünstigen Zeiten und des lageorientierten Diens-

tes) sowie in § 13 (Pflege von Schwerbrandverletzten) der Erschwerniszulagenver-

ordnung sollen zum 1. März 2017 angehoben werden. Diese Beträge wurden schon 

bisher, zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juli 2015 (GBl. S. 663, 666), re-

gelmäßig linear angepasst. 



 

 

 

4. Zu Artikel 4 (Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-

Württemberg) 

 

Zu Nummer 1 

 

Zu Buchstabe a 

 

Durch das Zweite Pflegestärkungsgesetz - PSG II - wurden Änderungen sowohl am 

Pflegebegriff, als auch am rentenrechtlichen Pflegezuschlag nach § 166 Sechstes 

Buch Sozialgesetzbuch vorgenommen. Dies bedingt Folgeänderungen im beamten-

versorgungsrechtlichen Pflegezuschlag. Aus verwaltungsökonomischen Gründen 

wird die seitherige Differenzierung nach der Schwere der Pflegebedürftigkeit aufge-

geben und durch eine gänzlich pauschalierende Regelung ersetzt. 

Es wurde für die Berechnung des pauschalen Pflegezuschlags ein Beispielsfall mit 

einer 59-monatigen Pflegezeit im Zeitraum von 2012 bis 2016 angesetzt. Dabei wä-

ren 4,7296 Entgeltpunkte erworben worden, wodurch sich bei einem Rentenwert von 

30,45 Euro (1. Juli 2016 West) ein Pflegezuschlag von 144,02 Euro und daraus für 

jeden Monat 2,44 Euro ergibt. Der pauschale Pflegezuschlag unterliegt der Dynami-

sierung. 

 

Zu Buchstabe b 

 

Folgeänderung zu Buchstabe a. Auch beim Kinderpflegeergänzungszuschlag wird 

aus verwaltungsökonomischen Gründen die Differenzierung nach der Schwere der 

Pflegebedürftigkeit zugunsten einer pauschalierenden Regelung aufgegeben. 

 

Zu Nummer 2 

 

Die Begründung zu Nummer 1 gilt sinngemäß. 

 

5. Zu Artikel 5 (Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Ba-

den-Württemberg in 2017) 

 



 

 

Der Kinderzuschlag und der Kindererziehungsergänzungszuschlag nach §§ 66, 94 

LBeamtVGBW und der Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag nach §§ 67, 95 

LBeamtVGBW werden aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung einheitlich zum 

1. März 2017 linear angepasst. Das Inkrafttreten ergibt sich aus Artikel 10. 

 

6. Zu Artikel 6 (Weitere Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-

Württemberg) 

 

Die in der Anlage 2 dieses Gesetzentwurfs enthaltenen Anlagen 6 bis 13 und 15 er-

setzen die bisherigen Anlagen 6 bis 13 und 15 in der Fassung des Artikels 2 dieses 

Gesetzentwurfes. Die neuen Anlagen enthalten die ab dem 1. März 2018, ab dem 1. 

Mai 2018 sowie ab dem 1. Juni 2018 geltenden Besoldungstabellen für die Grund-

gehaltssätze, die Anwärtergrundbeträge, den Familienzuschlag, die Amtszulagen 

und Strukturzulage sowie für die Mehrarbeitsvergütung. 

 

7. Zu Artikel 7 (Weitere Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-

Württemberg) 

 

Die durch Artikel 3 dieses Gesetzes angehobenen Beträge in § 5 Absatz 1 Num-

mer 2 und 4 und in § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 4 (bestimmte Fälle des Dienstes zu 

ungünstigen Zeiten und des lageorientierten Dienstes) sowie in § 13 (Pflege von 

Schwerbrandverletzten) der Erschwerniszulagenverordnung sollen zum 1. März 2018 

nochmals angehoben werden. 

 

8. Zu Artikel 8 (Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Ba-

den-Württemberg in 2018) 

 

Der Kinderzuschlag und Kindererziehungsergänzungszuschlag nach §§ 66, 94 LBe-

amtVGBW und der Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag nach §§ 67, 95 

LBeamtVGBW werden aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung einheitlich zum 

1. März 2018 linear angepasst. Das Inkrafttreten ergibt sich aus Artikel 10. 

 

9. Zu Artikel 9 (Berechnungsvorschriften) 

 



 

 

Die Vorschrift entspricht der Rundungsregelung in § 4 Absatz 4 LBesGBW. 

 

10. Zu Artikel 10 (Inkrafttreten) 

 

Zu Absatz 1 

 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. Hinsichtlich 

der Zeitpunkte, zu welchen die Besoldungsanpassung im Jahr 2017 greift, ist die 

Regelung in Artikel 1 § 2 Absatz 4 maßgeblich (1. März 2017, 1. Mai 2017 bezie-

hungsweise 1. Juni 2017). Dementsprechend sind für die Zeitpunkte, ab welchen die 

in der Anlage 1 zu diesem Gesetzentwurf enthaltenen Besoldungstabellen gelten, die 

in diesen Tabellen jeweils angegebenen Daten maßgeblich.  

 

Zu Absatz 2 

 

Die Aufhebung des § 23 LBesGBW soll zum 1. Januar 2018 in Kraft treten. 

 

Zu Absatz 3 

 

Die pauschalierenden Beträge des Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlags 

gelten ab 1. Januar 2017. Vorhandene Bestandsfälle werden von Amts wegen über-

geleitet. Für die Zeit ab 1. Januar 2017 werden entstandene Differenzbeträge zwi-

schen bisherigem Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag und dem neuen 

Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag nachberechnet. Durch das Inkrafttre-

ten zum 1. Januar 2017 unterliegen die Beträge der Dynamisierung dieses Gesetzes. 

 

zu Absatz 4 

 

Absatz 4 regelt das Inkrafttreten hinsichtlich der Änderungen aufgrund der Besol-

dungs- und Versorgungsanpassung im Jahr 2018. Hinsichtlich der Zeitpunkte, zu 

welchen die Besoldungsanpassung im Jahr 2018 greift, ist die Regelung in Artikel 1 

§ 3 Absatz 3 maßgeblich (1. März 2018, 1. Mai 2018 beziehungsweise 1. Juni 2018). 

Dementsprechend sind für die Zeitpunkte, ab welchen die in der Anlage 2 zu diesem 



 

 

Gesetzentwurf enthaltenen Besoldungstabellen gelten, die in diesen Tabellen jeweils 

angegebenen Daten maßgeblich. 


